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Zum Anteil von Dr. Wilhelm André am deutschen Reichspatentgesetz
Entstehung und wirtschaftsgeschichtliche Bedeutung des Reichspatentgesetzes, die im Beitrag 
von Rudolph Boch ausführlich dargelegt und in den gesellschaftlichen Kontext des 
ausgehenden 19. Jahrhunderts gestellt wurden, sollen nun hinsichtlich jener Männer 
beleuchtet werden, die das Gesetz letztendlich mit außergewöhnlicher Initiative – allerdings 
auch aus unterschiedlichen Interessen heraus – auf den Weg gebracht haben. Zum einen war 
dies Dr. Werner Siemens (1816 – 1892), Physiker, Elektrotechniker und berühmter Erfinder, 
aber auch erfolgreiche Unternehmer im Bereich der noch jungen Kommunikationstechnik –
erinnert sei an den von Siemens 1846 erfundenen Zeigertelegraphen oder die spektakuläre 
Verlegung des transatlantischen Kabels zwischen England und Neufundland Mitte des 19. 
Jahrhunderts, mit der die Welt erstmals online geschaltet werden konnte – zum anderen Dr. 
Heinrich Friedrich Wilhelm André (1827 – 1903), mit dem wir Chemnitzer insofern eng 
verbunden sind, als er die Geschicke unserer Stadt als Oberbürgermeister von 1874 bis 1896 
souverän geleitet hat.1
Zu dessen Tode im Jahre 1903 würdigte deshalb der Chemnitzer Superintendent Hofmann 
André mit dem Worten:
 „Als er vor 29 Jahren hierher kam, da war er schon eine gereifte, in sich gefestigte 
Persönlichkeit, ein Charakter von wahrhaft herzerfrischender Ursprünglichkeit. Tief im 
Herzen bewahrte er den christlichen Glauben und wahre Gottesfurcht. Ein praktisches 
Christentum war dem Verstorbenen, der sich stets als ausgesprochener Protestant erwies, 
eigen. Neben diesem Heiligtum barg er ein anderes Kleinod, die Liebe zum deutschen 
Vaterlande, in seinem Herzen, er war die Verkörperung echt deutscher Art, durch und durch 
wahr und klar. Es kennzeichnet den Heimgegangenen ein Wort so recht, das er einst zum 
damaligen Prinzen Georg, unserem jetzigen König Georg, äußerte: ‚Einen Fehler habe ich, 
und das ist der, ich muß stets gerade herausreden, was ich denke‘. Seine vielseitigen Gaben 
und seinen lauteren Charakter verdankte der Tote einer ernst verlebten Jugend, einem tiefen 
Studium und dem Umstande, daß er auch später fort und fort aus dem Buche des Lebens einen 
großen Schatz von Wissen und Können schöpfte. So kam unser früherer Oberbürgermeister 
einst hierher als der rechte Mann an rechter Statt.“2
André war kein gebürtiger Sachse, sondern stammte aus dem Münsterland, wo er in der 
2.000 Seelen zählenden Burgmannstadt Quakenbrück am 20. September 1827 geboren wurde. 
Sein Vater hatte sich hier als Anwalt niedergelassen, avancierte dann zum Obergerichtsanwalt 
und Vorsitzenden der Osnabrücker Anwaltskammer. Da sich auch der Großvater als 
leidenschaftlicher Politiker verstand, schien die politische Laufbahn des Jungen bereits 
vorgezeichnet.
1Unter Verwendung des bereits erschienenen Beitrags des Autors: Oberbürgermeister André, 
Werner von Siemens: Das Patentgesetz und die Stadt Chemnitz. In: Patentschutz und 
Innovation in Geschichte und Gegenwart. Hrsg. v. Rudolf Boch. Frankfurt am Main; Berlin; 
Bern; New York; Paris; Wien 1999, S. 1-6. (Studien zur Technik-, Wirtschafts- und 
Sozialgeschichte; Bd. 11).
2 Gedächtnisrede auf Dr. Friedrich Wilhelm André vom 15. Juni 1903, zit. nach Heiko 
Bocksiegel: „Der rechte Mann an rechter Statt“ und Pionier des Deutschen Patentgesetzes 
von 1877 – Dr. Heinrich Friedrich Wilhelm André (1827 – 1903), ein Sohn des Osnabrücker 
Landes. In: Heimatjahrbuch Osnabrücker Land 2000, Osnabrück 1999, S. 224 – 233.
Erste Station des Bildungswegs war das Quakenbrücker Progymnasium, das spätere 
Realgymnasium; für die Ausbildung in Religion und Mathematik engagierte sich sein Onkel, 
der Kantor Strauch.
Die Gymnasialzeit in Lingen beendete er 1845 mit dem Examen und ging anschließend zum 
Jurastudium nach Heidelberg und Göttingen – und dies in der Auffassung, „daß die 
Rechtswissenschaft eine grundsätzlich praktische Wissenschaft ist und sein soll … Eine vom 
grünen Tisch, ohne Kenntniß des Lebens gefällte Entscheidung trifft daher nicht das Rechte, 
ja man kann sagen, sie steht von vornherein auf falschem Boden“.3
1848 beendete er das Studium und begann eine Tätigkeit als Candidat der Advocatur bei 
seinem Vater und bei dem Advokaten, späteren Stadtsyndikus und Bürgermeister Dr. jur. 
Heinrich Lange in Quakenbrück. Nach Zwischenstation in (Bad) Iburg fand er Arbeit beim 
Osnabrücker Magistrat als Auditor (er prüfte also das Qualitätsmanagement von 
Wirtschaftsunternehmen, Organisationen, Verwaltungen etc.). 1852 legte er sein zweites 
Examen ab, wurde danach als Advokat sowie als Stadtsekretär beim Osnabrücker Magistrat 
verpflichtet und avancierte schließlich zum Obergerichtsanwalt in Osnabrück. Ab 1855 
arbeitete er nur noch als Advokat, wurde jedoch zum Osnabrücker Stadtverordneten gewählt 
und in dieser Funktion 1865 zum Senator, 1870 dann zum Stadtsyndikus berufen. Seine 
Lebens-Erinnerungen von 1901 geben auch Auskunft über seine politische Zuordnung, 
speziell über die Tätigkeit im „Vaterländischen Verein“, „der klein und ohne weittragenden 
Einfluß war, mir aber sehr zusagte. Er entsprach der freikonservativen Partei des Landtages 
und der Reichspartei im Reichstage.“ 4
Während seiner Tätigkeit in Osnabrück war André etwa 20 Jahre Vorstandmitglied des 
Landwirtschaftlichen Hauptvereins für das Fürstentum Osnabrück, die letzten zehn Jahre 
sogar Vorsitzender. Gleichermaßen wirkte er als Mitglied einer diesbezüglichen 
Regierungskommission und erledigte juristische Belange für den Hannoverschen 
Provinziallandtag.
Sein verdienstvolles Wirken wurde durch die Berufung zum Ordentlichen Mitglied der 
Königlichen Landwirtschaftsgesellschaft in Celle für das Königreich Hannover, zum 
Korrespondierenden Mitglied des Vereins für Land- und Forstwirtschaft im Herzogtum 
Braunschweig (1866) und zum Ehrenmitglied der Oldenburgischen 
Landwirtschaftsgesellschaft (1871) anerkannt.
Die Übersiedlung nach Chemnitz erfolgte im Jahre 1874, also nach seiner Wahl als neuer 
Oberbürgermeister. Zu seinem Wechsel schrieb er:
„Der Hauptgrund für meine Entschließung war freilich, daß ich in Chemnitz an die 
Spitze der Verwaltung trat und mich in meinem Berufe ganz ausleben konnte … Meine 
Frau und ich haben die Übersiedlung nach Chemnitz nie bedauert, obschon wir Beide 
in Osnabrück und Norddeutschland, ich kann wohl sagen, viele und treue Freunde 
zurücklassen mußten.“ 
Und nach Ende seiner 22-jährigen Amtszeit bilanziert er: 
„Chemnitz ist in der Zeit vom 1. Oktober 1874 bis zum 1. Juli 1896, von etwa 75,000 
Einwohnern, um 90,000, auf etwa 165,000 gewachsen. Die Finanzen der Stadt haben 
sich in dieser Zeit des Aufschwungs gut entwickelt und wesentlich gebessert.“5
3 Ib., S. 226.
4 Wilhelm André: Lebens-Erinnerungen. Marburg 1901.
5 Ib., S. 45.
Am 19. Oktober 1874 wurde André ins Amt eingeführt. Die Chronik von Chemnitz nennt für 
diese Zeit (1874 – 1896) eine Vielzahl von herausragenden Ereignissen: Die Eröffnung der 
Eisenbahn Chemnitz – Flöha – Reizenhain (1877), die Vollendung des Gebäudes der 
Technischen Staatslehranstalten (1878), die Eröffnung der Pferdeeisenbahn, die Einweihung 
der restaurierten St. Jacobikirche (1880), die Eröffnung der Chemnitzer Wirkschule (1883) – 
in diesem Jahr wird Chemnitz zur Großstadt, erreicht also die Einwohnerzahl von 100.000, 
die Grundsteinlegung zur St. Petrikirche, die Einweihung des neuen Reichsbankgebäudes 
(1885), die Einweihung der „von Zimmermann‘schen Naturheilanstalt“, die Grundsteinlegung 
zur neuen Nicolaikirche, die Anlegung des Stadtparks nach Schenkung des Areals durch 
Stadtrat Ernst Otto Clauß (1886), die Reorganisierung der Chemnitzer Feuerwehr. Im Jahre 
1886 existieren 387 Fabriken, 261 Geschäfte, aber auch 37 Gesangvereine und 10 weitere 
Musikvereine (1887), die Eröffnung der Markthalle (1891), die Fertigstellung der Einsiedler 
Talsperre zur Trinkwasserversorgung der Stadt (1893), das städtische Elektrizitätswerk 
beginnt mit der Stromerzeugung, die Sächsische Maschinenfabrik AG zählt nahezu 5.000 
Arbeiter (1894), Bildung und Kultur erfreuen sich eines hohen Niveaus, und das „Sächsische 
Manchester“ steht in seiner produktiven Vielfalt bereits an der Spitze der deutschen 
Industriestädte.
Oberbürgermeister André, der an dieser Bilanz keineswegs unbedeutenden Anteil hatte, nennt 
in seinen Lebenserinnerungen noch weitere Schwerpunkte: die Verbesserung und Ausdehnung 
des Straßennetzes und der Canalisation, die Besserung der Fußsteige, die Besserung der 
Wasserversorgung, Arbeiten am Flußbett der Chemnitz, die Lösung des Abwasserproblems 
(Beseitigung der Fäkalien), die Anlage öffentlicher Plätze unter Mitwirkung des 
Verschönerungs-Vereins (z. B. Stadtpark, Schloßteich und Umgebung, Küchwald nebst 
Schloßrestauration), Erneuerung und Neubau von Kirchen, Bau vieler Schulen (dritte 
Bezirksschule, Koch- und Haushaltschulen), der Ankauf des Küchwaldes und dessen 
Rekultivierung, die Erweiterung des Zeisigwaldes, die Anlegung eines geräumigen Schlacht- 
und Viehhofes, die Einverleibung von Schloßchemnitz (als Anfang für die Einverleibung 
weiterer Vororte wie Altchemnitz, Kappel, Altendorf, Gablenz, Hilbersdorf, Furth, Borna und 
Bernsdorf), der Bau öffentlicher Gebäude (Rathaus, Kinderversorgungshaus, Waisenhaus, 
Obdachlosenheim, Zwangsarbeiteranstalt und Markthalle), der Ankauf der Gasanstalt und die 
Begründung der elektrische Straßenbahn.6
In Andrés Chemnitzer Amtszeit fällt auch dessen Engagement für die Ausarbeitung des 
Reichspatentgesetzes, obwohl er bereits vor seinem Chemnitzer Amtsantritt mit einer Vielfalt 
von Problemen konfrontiert wurde, insonderheit hinsichtlich seiner Beziehungen zu dem in 
der Nähe von Osnabrück liegenden Georg-Marien-Bergwerks- und Hüttenverein, in dessen 
Auftrag er eine Petition an den Reichstag zu verfassen hatte, um mit dieser ein Gesetz für den 
Patentschutz einzufordern. Die dafür erforderlichen Kenntnisse mußte er sich allerdings erst 
erarbeiten, und er verschaffte sich dafür ein englisches „Blaubuch“, enthaltend die 
Verhandlungen der englischen Parlamentskommission aus dem Jahre 1865 über die 
Verbesserung der englischen Patentgesetzgebung.
Bereits im Jahre 1862 hatte eine Generalcommission des 1856 gegründeten VDI auf dessen 
Eisenacher Hauptversammlung eine „Zusammenstellung der leitenden Principien eines 
allgemeinen deutschen Patentgesetzes“ präsentiert. Einigung konnte jedoch nicht erzielt 
werden, zu unterschiedlich waren die Standpunkte hinsichtlich des Privilegienschutzes 
früherer Tage und des angestrebten modernen Patentwesen. Eine Vielzahl von 
Konstruktionen, in denen „Gewerberäte“, „Wahl-Ingenieure“, „Rekurs-Instanzen“, 
„Regierungs-Ingenieure“ und „Oberbehörden“ vorgeschlagen wurden, kennzeichnete den 
6 Ib., S. 141 – 146.
Kampf der verschiedenen Interessengruppen. Der sächsische Bezirksverein versuchte es sogar 
mit einem Preisausschreiben zur nationalökonomischen Rechtfertigung von Patent-, Marken- 
und Musterschutz. Berechtigte Hoffnung brachten erst Werner Siemens und Wilhelm André – 
zwei einflußreiche Personen, die die öffentliche Diskussion durch Petitionen und dgl. 
unentwegt ankurbelten und das Deutsche Patentgesetz letztendlich auf den Weg brachten.
André, dessen Erfahrungen in Fragen des Privatrechts, des gemeinen Zivilrechts und des 
Patentrechts – er erarbeitete sich zudem Kenntnisse der französischen und amerikanischen 
Patentgesetzgebung – hilfreich waren, war allerdings mit Preußens Haltung zum Patentschutz 
konfrontiert und meinte deshalb: 
„Die preußische Regierung stand damals dem Patentschutze gegenüber auf einem 
durchaus ablehnenden Standpunkte und hätte am liebsten die ganzen damals in 
Deutschland geltenden Bestimmungen einfach aufgehoben. Einen Patentgesetzentwurf 
ihrerseits dem Reichstage vorzulegen, hatte die Regierung keinerlei Neigung. Man 
ging damals von der Ansicht aus, daß sich ein brauchbares Patentgesetz überhaupt 
nicht herstellen lasse und die in anderen Ländern bestehenden zahlreichen Patente 
mehr Schaden durch vielfache Belästigungen der Industrie hervorriefen, als Nutzen 
stiften durch Anregung neuer Erfindungen. Als daher erreicht war, daß sich die 
Aufhebung des Patentschutzes zunächst verschob, mußte man sich die Frage vorlegen, 
was nun weiter zur Erreichung der gehegten Absicht geschehen könne … Wir setzten 
uns deshalb mit dem in den weitesten Kreisen bekannten und auch auf dem Gebiete 
der Elektricität berühmten Fabrikbesitzer Werner Siemens aus Berlin in Verbindung 
und zogen auch den Schriftführer des Ingenieurvereins Ziehbarth in Berlin zu. Auf 
diese Weise gelang es uns, eine Commission zu bilden, welche in der Öffentlichkeit 
hinlängliche Autorität besaß.“7
Vervollständigt wurde diese Kommission durch Zivilingenieur Carl Pieper aus Dresden, Prof. 
Rudolf Klostermann8 aus Bonn, Assessor Dr. Rosenthal sowie Wilhelm Siemens, Werner 
Siemens’ in England wohnender Bruder. André fungierte als juristischer Berater und hatte 
zunächst eine Stellungnahme für die Mitglieder des Reichstages, den Bundesrat und die 
Tagespresse anzufertigen. Dabei plädierte er mit Nachdruck für Ausarbeitung eines eigenen 
Patentgesetzes und stimmte hierin auch mit dem Ausschuß des VDI überein, der durch 
Generaldirektor Carl Wintzer zu Georg-Marienhütte bei Osnabrück, Fabrikbesitzer Carl 
Gaertner zu Buckau bei Magdeburg sowie Vereinsvorsitzenden Professor Franz Grashof zu 
Karlsruhe gebildet wurde.
Im Auftrag des Ausschusses verfertigte André schließlich eine Petition an den Reichstag. 
Außerdem erhielt er den Auftrag, einen Vorentwurf herzustellen, der dann mit Siemens weiter 
beraten werden sollte. Er stützte sich dabei vor allem auf die Verhandlungen der englischen 
Parlamentskommission von 1871 und 1872 sowie auf die seit 1790 existente amerikanische 
Patentgesetzgebung. Der so entstandene und als Entwurf des VDI von diesem angenommene 
und veröffentlichte „Entwurf eines Patentgesetzes für das Deutsche Reich“ war praxisnah 
ausgerichtet und regelte den Gegenstand des Patentschutzes und das Erteilungsverfahren, die 
7 Ib., S. 66.
8 Rudolf Klostermann, erfahren im Bergrecht, veröffentlichte zahlreiche Schriften über 
geistiges Eigentum und Patentschutz, z. B. Das geistige Eigentum an Schriften, Kunstwerken 
und Erfindungen, nach preußischem und internationalem Rechte, Guttentag, Berlin 1867 
sowie Die Patentgesetzgebung aller Länder nebst den Gesetzen über Musterschutz und 
Markenschutz, Guttentag, Berlin 1876.
Aufgaben der Patentbehörden (Patentamt und Reichsoberhandelsgericht) sowie mögliche 
Rechtsstreitigkeiten. Vor allem orientierte es auf eine schnelle Verbreitung von Erfindungen.
Über die Zusammenarbeit mit Siemens schreibt André: 
„Ich habe seiner Zeit etwas 14 Tage bei ihm in Charlottenburg gewohnt und mich mit 
ihm lebhaft nicht bloß unterhalten, sondern auch gestritten. Denn Herr Dr. Siemens 
besaß große Erfahrung und meine juristischen – und was die Hauptsache war – 
Verwaltungstheorieen verfocht ich meinerseits auch nicht eben sehr nachgiebig. 
Schließlich einigten wir uns so vollständig, daß wir uns später immer sehr leicht 
verständigten.“ 
Und weiter: 
„Es kam denn auch ein Entwurf zu Stande, der als Entwurf des deutschen 
Ingenieurvereins von diesem angenommen und veröffentlicht wurde. Er wurde ins 
Englische und Französische übersetzt und gelangte in dieser dreifachen Gestalt an die 
Patentconferenz auf der Wiener Weltausstellung.“9
Besagter internationaler Patentschutzkongreß fand vom 4. bis 9. August 1873 in Wien statt 
und ermöglichte Erfindern, Industriellen und Bürokratie – „achtungsgebietende Klassen und 
Interessen“, wie Siemens es ausdrückte – die immer dringender werdenden Fragen des 
Patentrechtes zu beraten. Vorsitzender des Patentkongresses war Dr. Charles William 
Siemens. Der in Deutschland geborene jüngere Siemens-Bruder, Erfinder, Ingenieur, 
Naturforscher und erfolgreicher Unternehmer, hatte aufgrund des besseren Patentschutzes 
zunächst mehrfach in England gearbeitet, dann seinen Wohnsitz nach London verlegt und 
schließlich die britische Staatsbürgerschaft angenommen. In London wählte man ihn in die 
Royal Society und zum Präsidenten der Institution of mechanical Engineers, der Society of  
Telegraph Engineers, des Iron and Steel Institute sowie der British Association for the  
Advancement of Science. 1883 wurde er geadelt und hieß seitdem Sir William Siemens.
Der Kongreß trug entscheidend zur Verbesserung des Rechtsbewußtseins für einen Schutz von 
Erfindungen bei und faßte den programmatischen Beschluß, diesen Schutz in den 
Gesetzgebungen aller zivilisierten Nationen zu verankern. An Gegnern mit prononciertem 
Auftritt fehlte es trotz allem nicht, und auch diese hatten gute Gründe, Rechtmäßigkeit und 
Wirkung des Patentwesens in Zweifel zu ziehen, zumal vor allem internationale 
Vereinbarungen noch in weiter Ferne schienen. In einer der vom Kongreß verabschiedeten 
Resolutionen heißt es deshalb auch: 
„In Anbetracht der großen Ungleichheit der bestehenden Patentgesetzgebungen und in 
Anbetracht der veränderten internationalen Verkehrsbeziehungen der Jetztzeit liegt das 
Bedürfnis für Reformen vor, und es ist dringend zu empfehlen, daß die Regierungen 
sobald wie möglich eine internationale Verständigung über den Patentschutz 
herbeizuführen suchen".10
André nahm als deutscher Vertreter teil und brachte vor allem das als „Entwurf des deutschen 
Ingenieur-Vereins“ bekannt gewordene Dokument in die Diskussion ein. Natürlich vertrat er 
damit nicht nur die Meinung des VDI, sondern vor allem die deutsche Auffassung; denn nach 
den Verhandlungen in Wien stand für Deutschland die Gründung eines nationalen 
9 Ib., S. 67.
10 Der Erfinderschutz und die Reform der Patentgesetze – Amtlicher Bericht über den 
Internationalen Patent-Congress zur Erörterung der Frage des Patentschutzes, Carl Pieper, 
Dresden, 1873.
Patentschutzvereins zur Disposition. In diesem Zusammenhang sei auf einen Brief (vom 16. 
Februar 1874) an Eugen Langen, Vorsitzender des Kölner Bezirksvereins des VDI, verwiesen: 
Siemens hatte hierin mit einigen bemerkenswerten Sentenzen nochmals den Kongreß 
angemahnt, vor allem jedoch die nationalen Erfordernisse dargelegt. So hieß es: 
„Das Einzige, was wir tun können, ist daher die Bildung eines rein deutschen 
Organismus einzuleiten, welcher die weitere Agitation in die Hand nimmt. Ich schlage 
daher vor, einen deutschen Patentschutzverein zu organisieren. Dieser Verein muß 
seinen Sitz in Berlin haben. Er muß sich Journale beschaffen für seine 
Agitationszwecke. Er muß Zweigvereine über ganz Deutschland haben, natürlich mit 
Ausschluß Österreichs. Er muß alle technischen Gesellschaften Deutschlands 
auffordern, sich seinen Bestrebungen anzuschließen. Er muß ferner eine Form finden, 
unter welcher er wohlhabende Fabrikanten und technische Firmen zur Aussprache 
über die Vereinszwecke und zur Zahlung von Gelbeträgen für die Agitation heranzieht. 
Er muß dann schließlich interpellieren und petitionieren. Ich gebe zu, daß dieser Weg 
beschwerlich und zeitraubend ist, er wird aber desto sicherer zum Ziel führen.“11
Im Mai 1874 erfolgte die Gründung des Deutschen Patentschutzvereins, auch der VDI – unter 
Vorsitz von Carl Pieper – trat dem Verein als Mitglied bei. Im selben Jahr wurde auch das 
Markenschutzgesetz erlassen, 1876 das Musterschutzgesetz. Dem Vorstand gehörten neben 
sechs Professoren und drei Juristen zehn Fabrikanten an, womit vor allem die 
Unternehmerinteressen gesichert waren. Ingenieure waren allerdings nicht vertreten, so daß 
die Interessen der Einzelerfinder kaum Berücksichtigung fanden. Zwischen Pieper und 
Siemens kam es deshalb zu erheblichen Meinungsverschiedenheiten, über die sich Werner 
Siemens in einem Brief vom März 1875 gegenüber seinem Bruder unmißverständlich äußerte: 
„Herr Pieper scheint jetzt ganz reif fürs Irrenhaus zu sein ... und ich hatte als 
Vorsitzender Mühe, die Bestie im Zaum zu halten.“12
1876 veröffentlichte der Verein einen Entwurf für ein Patentgesetz. Er sah u. a. die 
Einführung des Lizenzzwangs, des Anmelderprinzips und steigende Patentgebühren vor. In 
diesem Zusammenhang begründete Siemens erneut die Notwendigkeit eines Patentgesetzes 
für das Deutsche Reich: 
„Der Verein hat sich die Herbeiführung eines guten Reichspatentgesetzes zur 
besonderen Aufgabe gestellt ... weil er in demselben einen der wesentlichsten Faktoren 
erkennt, um die deutsche Industrie, die hinter der Industrie anderer Länder weit 
zurückgeblieben ist, dieser ebenbürtig zu machen und dadurch ihre Exportfähigkeit 
wiederherzustellen.13
Techniker und Erfinder befürchteten jedoch, in den Fängen des Patengesetzes zu landen und 
in die Abhängigkeit der Unternehmer als Kapitalgeber zu geraten. Carl Pieper und andere 
Ingenieure traten daraufhin aus dem Patentverein aus.
Trotz allem berichtet Werner Siemens seinem Bruder Wilhelm nicht ohne Stolz:
11Karl-Heinz Manegold: Vom Erfindungsprivileg zum „Schutz der nationalen Arbeit“. In: Zs. 
TU Hannover 2(1976), S. 13.
12Heggen, Die Bemühungen des „Vereins Deutscher Ingenieure" um die Reform des 
Erfindungsschutzes im Vorfeld des Reichspatentgesetzes von 1877, Technikgeschichte, 
1973, Nr. 4, Seite 337-344.
13 Ib.
 „Die ganze deutsche Großindustrie und wissenschaftliche Technik ist im Verein 
vertreten, und eine Menge Vereine haben ihren Beitritt mit ansehnlichen Beiträgen 
zugesagt. Wir werden auf diesem Wege unseren Zweck durchsetzen, da nicht die 
Erfinder, sondern die Gewerbetreibenden Deutschlands jetzt für das Patent eintreten.“
14
Eine ähnliche Diktion enthielt die bereist auf der 1874 abgehaltenen Hauptversammlung des 
VDI von Wilhelm André vorgetragene Begründung zum Patentgesetz. In Andrés 
Lebenserinnerungen findet sich zum Wesen der deutschen Patentgesetzgebung deshalb die 
Bemerkung, daß diese „nicht in der Anerkennung einer naturrechtlichen Befugnis des 
Erfinders, sondern in der Bekämpfung des Geheimnisses gegen entsprechende 
Berücksichtigung des Interesses der Erfinder“ bestehe. „Das sollte nicht sein und sollte 
bekämpft werden.“ 
Auch er orientierte sich also im Wesentlichen auf das Interesse der Fabrikanten und der ihnen 
nahestehenden Gewerbetreibenden. Das Publikum hingegen hätte vor allem ein Interesse, 
„beim Ingebrauchnehmen nicht auf Hindernisse zu stoßen und unbehelligt zu bleiben“. Es 
„hat nur das Interesse an dem durch Erfindungen bedingten Fortschritt der Industrie.“ Auf die 
Ausarbeitung des Gesetzes bezogen, hieß dies also: „Bei dieser Sachlage und im 
wohlverstandenen Interesse der Erfinder muß jede Maßregel darauf prüfen, ob die von dem 
einzelnen Standpunkte aus mehr Vorteile oder Nachtheile bringt und ob schließlich die 
Allgemeinheit davon Nutzen zieht.“15
Obwohl die im Frühjahr 1875 einberufene Generalversammlung durch einen Eklat 
überschattet wurde, hervorgerufen durch eigenmächtiges Vorgehen von Siemens, der den 
Verein in Gefahr zu bringen drohte, wurden die Vorbereitungsarbeiten fortgeführt. Von 
großem Vorteil erwies sich nicht zuletzt der Beitritt des einflußreichen Centralvereins 
deutscher Industrieller – einer der wesentlichsten Propagandisten für das Motto „Schutz der 
nationalen Arbeit“ und orientiert auf das Zurücktreten der Interessen der Einzelerfinder.
Nachdem die ganze deutsche Großindustrie sowie die Vertreter der wissenschaftlichen 
Technik dem Patentverein beigetreten waren, konnte Siemens seine berühmte Denkschrift 
zusammen mit dem Gesetzentwurf am 6. April 1876 an den Reichskanzler Otto von Bismarck 
übergeben. Das Reichskanzleramt ernannte daraufhin im September 1876 eine 
Patentkommission zur Vorbereitung eines Reichsgesetzes, wobei auch die Länder durch 
Einrichtung von Enquete-Kommissionen in die Arbeit einbezogen wurden. Der Entwurf 
wurde am 14. November 1876 fertiggestellt und veröffentlicht. Nachdem die 
Landesregierungen ihr Einverständnis erklärt hatten, die kaiserlichen Genehmigungen sowie 
die Billigung von Bundesrat und Reichstag vorlagen, wurde das Gesetz mit 138 Ja- und 90 
Nein-Stimmen angenommen und am 25. Mai 1877 verkündet. Am 1. Juli 1877 trat das 45 
Paragraphen umfassende Gesetzeswerk schließlich in Kraft. 
Siemens schrieb: „Wir können in der Tat zufrieden mit unserem Resultat sein.“16
Und der bekannte Jurist Rudolf Klostermann schrieb dazu 1877: „Möge das Gesetz, wie es 
aus den eigensten Bestrebungen des deutschen Gewerbestandes hervorgegangen ist, der 
14 Carl Matschoß: Werner Siemens. Bd. 1, Berlin 1916. S. 521.
15 Wilhelm André: Lebens-Erinnerungen, a.a.O., S. 72, 74.
16 Zit. von Wilhelm Treue: Die Entwicklung des Patentwesens im 19. Jahrhundert in Preußen 
und im deutschen Reich. In: Wissenschaft und Kodifikation des Privatrechts im 19. 
Jahrhundert, Bd. 4, hrsg. v. Helmut Coing und Walter Wilhelm, Frankfurt/M. 1979, S. 179.
deutschen Industrie zur schirmenden Wehr und zur Waffe des siegreichen Fortschritts 
gedeihen.“ 
Für den Chemnitzer Oberbürgermeister Dr. André blieben Patentwesen und Gesetzeswerk 
auch fürderhin interessant, er widmete sich deshalb nicht nur weiteren wissenschaftlichen 
Untersuchungen, sondern beteiligte sich auch an der juristischen Präzisierung und 
Vervollständigung des am 7. April 1891 erlassenen neuen Patentgesetzes.17 Ihm gebührte 
deshalb gleichermaßen die von Siemens für die Arbeit aller Beteiligten ausgebrachte 
Wertschätzung: 
„Diese Herren haben ohne irgendein eigenes Interesse zur Sache sich mit großem Eifer 
und Fleiß der übernommenen Aufgabe gewidmet und sich dadurch ein unzweifelhaftes 
Verdienst um die deutsche Industrie erworben. Es ist um so höher anzuerkennen, als 
früher kaum ein Jurist in Deutschland zu finden war, welcher nicht die damals 
herrschende, von der Staatsregierung vertretene und begünstigte Ansicht teilte, daß das 
Patentwesen schädlich wirkte und sich überlebt hätte und daß ein regionales 
Patentgesetz überhaupt nicht zu machen wäre.“18
Lassen Sie mich schließen mit einem Zitat aus dem amerikanischen Journal of the Patent  
Office Society: „It can not be gainsaid that the German patent system was the finest in the  
world.“ (Es kann nicht geleugnet werden, daß das deutsche Patentsystem das allerbeste der 
Welt war.)19
Daß der Chemnitzer Bürgermeister Dr. Heinrich Friedrich Wilhelm André daran wesentlichen 
Anteil hatte, verdient höchste Anerkennung erfüllt uns noch heute mit großem Stolz.20
17 Vgl. z. B.: Die Neuheit einer Erfindung im Sinne des Reichspatentgesetzes. In: Patentblatt 
Nr. 49 (1878), S. 267 – 272.
18 Werner Siemens: Auswahl von Briefen, 1. C., S. 526. Zit. in: Werner Siemens und der 
Schutz der Erfindungen. Berlin 1922, S. 52.
19 Journal of the Patent Office Society, February 1949, Seite 84.
20 Zur Gesamtproblematik siehe auch Margrit Seckelmann: Industrialisierung, 
Internationalisierung und Patentrecht im Deutschen Reich, 1871 – 1914. Frankfurt/M. 2006. 
